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Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001


Ihr Bescheid vom 19.12.2001, Poststempel vom 27.12.2001, Posteingang bei uns am 29.12.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,





die Bearbeitung unserer Petition ist ja noch nicht abgeschlossen. Deshalb erlauben wir uns, Ihnen eine aktuelle Schilderung zu überlassen, die wiederholt die Behördenwillkür, Schikanen gegen die Hundehalter, Enteignung und vorsätzliche Quälerei unauffälliger, friedlicher Hunde in Eberswalde deutlich macht, die nach wie vor täglich fast bundesweit praktiziert wird.





Sie wissen ja, durch alle eingereichten Beispiele, dass diese Vorkommnisse weder ortsgebunden sind, noch Seltenheitswert haben, sondern seit Juli 2000 vielmehr die Regel sind.





Wir bitten Sie, diese die erschütternde Wirklichkeit in Deutschland deutlich widerspiegelnde Schilderung ebenfalls zu berücksichtigen. Wie lange noch sollen die straflosen Verbrechen gegen Wehrlose, hier unschuldige Hunde und verantwortungsvolle Hundehalter weitergehen? Wie lange noch werden hilflose Tiere und verantwortungsvolle Menschen von Politikern und Behörden Deutschlands so schikaniert und gequält, nicht selten mit Todesfolge?





Mitteilen möchten wir Ihnen auch, dass offenbar von den F.D.P.-Politikern in Nordrhein-Westfalen ein Gutachten, das Ronellenfitsch-Gutachten, das von Spenden von Hundehaltern und Tierschützern finanziert wurde, bisher ebenfalls unter Verschluss gehalten wurde. Dies hat ebenfalls erheblichen Schaden für Tiere und Menschen angerichtet bzw. diesen verstärkt. Vorab die Information von uns als sehr zuverlässig bekannten Menschen. Sobald das Gutachten uns vorliegt, reichen wir Ihnen dies nach.





Weiterhin erreichte uns die Information, dass das Hunde-KZ/Endlager Harburg wahrscheinlich aufgelöst wird. Für ca. 90 Hunde - also 90 angst-, schmerz- und leidempfindende Lebewesen - wurde es tatsächlich das Endlager. Zu rechtfertigen ist diese Vernichtung unschuldiger Tiere durch gar nichts, denn sie sind immer Opfer der Menschen. Die noch ca. 60 bis 80 Hunde sollen in einen neue Anlage des Herrn Klaus Meyer, bisher Pfleger in Harburg und Mitarbeiter der BAGS, kommen. Hoffen wir, dass dieses neue Lager kein Endlager für diese Tiere wird, die ausschließlich durch menschliches Fehlverhalten in Not gekommen sind.
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Dass das Endlager Harburg endlich aufgelöst wird, ist keineswegs ein Verdienst der deutschen Politiker, sondern der Tierschützer und der Hundehalter, die sich bundesweit vehement und auch öffentlich gegen diesen Wahnsinn und die Verbrechen an unseren Tieren, gegen deren Missbrauch und damit gegen die Gefahr für Menschen und Tiere eingesetzt haben.





Das Ihnen bereits vorliegende Beispiel - Hunde töten aus Kostengründen, Forderung der Politiker Bad Dürkheims für die zwangsinhaftierten Hunde in Tierheim Neustadt - macht ebenso deutlich wie die in 2000 erhobene Forderung des Städtetages zur Lockerung des Tierschutzgesetzes und Forderung, Töten der Hunde aus Kostengründen -, dass immer wieder angestrebt wird, dass die Tierheime für viele Tiere, die ausschließlich durch die menschlichen Fehler dort - unfreiwillig - einsitzen, Endlager sein sollen. 





Außer in Harburg gibt es weitere Endlager, z.B. in NRW soll eines sein, sehr wahrscheinlich auch in Hessen, mit Sicherheit in Brandenburg die Station des Mario Egler. Offensichtlich arbeitet der Senat mit diesem zweifelhaften Mario Egler zusammen, der einerseits Hunde zum Missbrauch als Kampfhunde zu züchten scheint, andererseits ständig freie Plätze für die Aufnahme rassendiskriminierter Hunde anbietet, ohne offenbar die Vermittlung der Tiere nachweisen zu müssen, im Gegensatz zu jedem einzelnen sog. „Kampfhundehalter“ in Deutschland. 





Ihnen liegt bereits der Fall der Tötung der neun von zwölf Hunden in dieser Station vor, den auch Die Grünen anprangerten. Für jeden verschleppten und gemordeten Hund wurden 750,-- DM von den Politikern bezahlt, also auch dafür Steuergelder der Bürger, auch der Hundebesitzer missbraucht, um Tiere hinzurichten. Auch hier stellt sich wiederholt die Frage nach der Glaubwürdigkeit und Ernsthaftigkeit der deutschen Politiker, die solche Verbrecher offenbar begünstigten und bezahlen, parallel dazu unsere unschuldigen Hunde diesen ausliefern und dann morden lassen, und per Medienmanipulation eine Sicherheit den Bürgern suggerieren, die es bis heute nicht gibt.





Ein Hundeschinder und Kampfhundezüchter wird von der Senatsgesundheitsverwaltung als Hundesachverständiger geführt! Auch durch diesen Fall wird deutlich, welchen Amtsmissbrauch die deutschen Politiker betreiben, wie unglaubwürdig ihre Maßnahmen zum angeblichen Schutz der Bevölkerung sind, welche Willkür sie gegenüber den Bürgern, deren Vertreter sie eigentlich sein sollten, demonstrieren und praktizieren mit Todesfolge für Menschen und Tiere, bei den Letzteren in extrem hoher Anzahl.





Die genannten Endlager sind nicht die einzigen, da sich auch Tierheime in Folge des Vorgehens der Politiker gegen verantwortungsvolle Hundehalter und deren unschuldige Hunde - sie sind immer Opfer - immer öfter als Endlager für die hilflos ausgelieferten Tiere entpuppen bzw. dazu gezwungen fühlen.





Ergänzend erhalten Sie auch einen Auszug der Stellungnahme von W.G. Preugschat, aus der deutlich wird, aus welchen Gründen und entgegen jeder vernünftigen Argumentation der Begriff „Kampfhund“ erst in Bayern, letztendlich bundesweit vorsätzlich missbraucht wird und sowohl zu Lasten der Menschen als auch der Tiere immensen und lebensvernichtenden Schaden angerichtet hat.





Mit freundlichen Grüßen








Anlagen


Schilderung Hundeenteignung in Eberswalde


F.D.P.-Politiker enthalten Gutachten vor


Auflösung Harburger Hunde-KZ


Senat arbeitet offenbar mit dubiosen Züchter zusammen


Auszug Preugschat Begriff „Kampfhund“


